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Ich rufe jetzt den Zusatzpunkt 3 auf:

Aktuelle Stunde

auf Verlangen der Fraktion DIE LINKE

Haltung der Bundesregierung zur deutschen 
Beteiligung am US-Drohnenkrieg über die 
Relaisstation Ramstein

Für die Diskussion liegt mir die Rednerliste schon 
vor. Damit kann ich die Aussprache eröffnen. Als erster 
Redner hat Andrej Hunko für die Fraktion Die Linke das 
Wort.

(Beifall bei der LINKEN)

Andrej Hunko (DIE LINKE): 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Wir re-

den heute über die Beteiligung Deutschlands am völker-
rechtswidrigen US-Drohnenkrieg über Ramstein als Re-
laisstation. Vor zwei Wochen hat hier in der Fragestunde 
die Bundesregierung zum ersten Mal nach vielen Jahren 
eingeräumt, dass Ramstein eine solche Relaisstation ist. 
Jahrelang haben Sie die Öffentlichkeit und dieses Parla-
ment getäuscht. Das lassen wir nicht durchgehen.

(Beifall bei der LINKEN)

Von Kontrollstationen in den USA wird die Kommu-
nikation über ein Glasfaserkabel nach Ramstein geleitet 
und von dort via Satellit in die Einsatzgebiete. Bereits 
im April 2010 wurde das Verteidigungsministerium von 
der US-Regierung über den Bau einer hierfür notwen-
digen – Zitat – „Drohnen-SATCOM-Relais-Einrichtung“ 
in Ramstein unterrichtet. Seitdem haben zahlreiche Jour-
nalisten, Abgeordnete  – Herr Ströbele, Herr Movassat, 
Herr Alexander Neu, Gregor Gysi und auch meine We-
nigkeit  – immer wieder nachgefragt. Anwälte, Men-
schenrechtsaktivisten, ehemalige Drohnenpiloten, sogar 
ein Untersuchungsausschuss des Bundestages haben das 
Thema aufgegriffen und die Rolle Ramsteins als unver-
zichtbare Relaisstation bestätigt. 

Dreieinhalb Jahre lang antwortete die Bundesregie-
rung, ihr lägen dazu keine Erkenntnisse vor. Über Jahre 
wurde diese Formel wiederholt oder einfach die Frage-
stellung verdreht. 

Im April  2014 sagte schließlich der ehemalige 
US-Drohnenpilot Brandon Bryant hier im Untersu-
chungsausschuss aus und berichtete von seinen über 
1 000 Einsätzen, die über Ramstein gingen. Erst danach 
schickte die Bundesregierung einen Fragenkatalog an 
die US-Botschaft. Mit dessen Beantwortung werde in 
wenigen Wochen gerechnet, erklärte mir damals Staats-
sekretärin Professor Maria Böhmer. Damit begann das 
Kasperletheater. Es wurde immer wieder gefragt, und es 
wurde immer wieder gesagt: Ja, wir haben die US-Seite 
nachdrücklich, eindringlich usw. darauf hingewiesen. – 
Aber es kam bis zur letzten Sitzungswoche keine Ant-
wort. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Bundesregie-
rung höhlt die parlamentarische Kontrolle aus. Wir wur-
den mit halbseidenen Antworten verhöhnt. Dieser Um-

gang mit dem Fragerecht der Abgeordneten ist völlig 
inakzeptabel.

(Beifall bei der LINKEN und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Es sind auch derartige Vorgänge, die das Vertrauen in die 
Demokratie untergraben. Das darf nicht sein.

(Beifall bei der LINKEN sowie der Abg. 
Corinna Rüffer [BÜNDNIS  90/DIE GRÜ-
NEN])

Mit der Duldung des Drohnenkriegs über Ramstein 
bricht die Bundesregierung nicht nur das Grundgesetz, 
sondern auch Völkerrecht und die universellen Men-
schenrechte. Ich meine damit nicht nur die gezielten Hin-
richtungen ohne Gerichtsverfahren. Mit ihrer gesamten 
militärischen Drohnenpolitik der letzten zehn Jahre hat 
die US-Regierung die Kriegsführung nicht nur räumlich, 
sondern auch völkerrechtlich entgrenzt. Der Einsatz der 
US-Kampfdrohnen erfolge als militärische Gewalt und 
sei damit auf Basis von Recht und Gesetz, schreibt das 
Auswärtige Amt; alles andere seien Einzelfälle, für die 
wir zuerst Belege bringen sollten. 

Nein, liebe Kolleginnen und Kollegen, 

(Florian Hahn [CDU/CSU]: Doch!)

die gezielten Hinrichtungen sind keine Einzelfälle. Wir 
können davon fast täglich in den Medien lesen. Es ist 
die Bundesregierung, die uns beweisen muss, dass die 
Tötungen ohne Gerichtsverfahren über eine Relaisstation 
in Ramstein keine Beteiligung an einer völkerrechtlichen 
Straftat darstellen.

(Beifall bei der LINKEN und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Die Bundesregierung darf die Militäroperationen von 
deutschem Territorium aus nicht erlauben, erst recht 
nicht, wenn diese im Verdacht stehen, mit tausendfachen 
illegalen Hinrichtungen völkerrechtswidrig zu sein. Das 
NATO-Truppenstatut ist kein Freibrief für das US-Mili-
tär. Auch die Bundesregierung hat nach dem Abkommen 
Rechte und Pflichten, etwa zur Überprüfung der rechtmä-
ßigen Nutzung der überlassenen Standorte. Kein Gesetz, 
keine Konvention der Welt gestattet die Führung von To-
deslisten und die Hinrichtung ohne vorheriges Gerichts-
verfahren.

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN)

Das Stationierungsabkommen mit den USA und der 
NATO für die Air Base Ramstein muss deshalb gekün-
digt werden.

(Beifall bei der LINKEN)

Statt jetzt selbst in den Drohnenkrieg einzusteigen, 
wie es die Bundesregierung mit der eigenen Anschaffung 
von Kampfdrohnen des Typs Heron TP plant, wären in-
ternationale Initiativen zur Ächtung oder wenigstens zur 
Einhegung des wuchernden Einsatzes von Kampfdroh-
nen notwendig. Ich war letzte Woche bei der UNO in 
New York. Ich habe mich da erkundigt, wie der Stand der 
Debatte ist. Es gibt sehr wohl Initiativen, leider ohne Ak-
tivitäten von deutscher Seite. Das ist sehr traurig. Setzen 

Vizepräsidentin Dr. h. c. Edelgard Bulmahn
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Sie sich endlich für eine Drohnenkonvention ein! Ver-
zichten Sie auf die deutschen Kampfdrohnenpläne, und 
schließen Sie Ramstein für den US-Drohnenkrieg!

Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Dr. h. c. Edelgard Bulmahn: 
Als nächster Redner hat Dr. Wadephul für die CDU/

CSU-Fraktion das Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Johann Wadephul (CDU/CSU): 
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und 

Herren! Wir haben auf der Tagesordnung sicherlich eine 
der schwierigsten politischen und militärischen Fragen,

(Katja Keul [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Eine rechtliche Frage!)

was ethische Aspekte angeht. Zu meinem Vorredner 
möchte ich nur sagen: Dieses Thema eignet sich nicht 
zu der Simplifizierung, die Sie gerade hier angewandt 
haben. 

(Lachen bei Abgeordneten der LINKEN)

– Ich meine, Antiamerikanismus geht bei Ihnen immer. 
Aber das wird mit uns nicht zu machen sein, meine sehr 
verehrten Damen und Herren.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU  – 
Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Hallo! 
Hallo! Aufwachen! Wer ist da zum Präsiden-
ten gewählt worden? – Mann, ist das peinlich!)

Antiamerikanismus ist noch keine Politik. Schauen Sie 
sich die Thematik doch bitte einmal in aller Ruhe an. 

Wir haben ja festgestellt, dass Sie hier die Forderung 
erhoben haben, dass man alle vertraglichen Übereinkünf-
te, was Ramstein betrifft, kündigen sollte.

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN)

Möglicherweise schlagen Sie uns als Nächstes – auch das 
gehört zu Ihrer Agenda  – vor, dass wir aus der NATO 
austreten 

(Zuruf von der LINKEN: Ja!)

und das Bündnis mit den Vereinigten Staaten von Ameri-
ka beenden. Ich stelle hier nur in den Raum: Wer meint, 
so verantwortliche Außen- und Sicherheitspolitik in der 
nächsten Legislaturperiode gestalten zu können, wird 
garantiert die Sicherheit und die Freiheit Deutschlands 
gefährden,

(Roderich Kiesewetter [CDU/CSU]: Aufs 
Spiel setzen!)

und davor können wir nur warnen, meine sehr verehrten 
Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU  – Andrej Hunko 
[DIE LINKE]: Es geht um Ramstein! – Wei-

terer Zuruf von der LINKEN: Reden Sie mal 
zum Thema!) 

Das Thema ist komplex, und es ist schwierig.

(Jürgen Trittin [BÜNDNIS  90/DIE GRÜ-
NEN]: Dem sind Sie bisher aber nicht gerecht 
geworden!)

– Entschuldigung, ich muss ja erst einmal auf das ant-
worten, Herr Kollege Trittin, was seitens der Linksfrakti-
on hier bisher holzschnittartig vorgetragen wurde.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Das 
war hoch differenziert!)

Ich finde, wir müssen erstens zwischen dem techni-
schen Fluggerät Drohne und zweitens seinem konkreten 
Einsatz unterscheiden. Sie haben hier gerade eben im 
Übrigen Aufklärungsdrohnen und Kampfdrohnen, die 
also zur Bekämpfung geeignet sind, in einem Atemzug 
genannt.

(Andrej Hunko [DIE LINKE]: Nein!)

– Sie haben eben ein konkretes Gerät genannt. 

(Andrej Hunko [DIE LINKE]: Heron TP ist 
eine Kampfdrohne!)

Dazu sage ich Ihnen: Die Aufklärungsdrohnen, die bei-
spielsweise unsere Soldatinnen und Soldaten einsetzen, 
schützen Menschenleben und sorgen dafür, dass unse-
re Soldatinnen und Soldaten einen sichereren Einsatz 
durchführen können. Deswegen ist das zunächst einmal 
ein richtiger, guter und militärisch zu rechtfertigender 
Einsatz von Drohnen.

(Dr. Alexander S. Neu [DIE LINKE]: Lenken 
Sie nicht ab! – Katja Keul [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Um die geht es nicht!  – Hans-
Christian Ströbele [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Reden Sie doch einmal über Ram-
stein!)

Die klassische völkerrechtliche Unterscheidung, die 
uns natürlich leitet und die das humanitäre Völkerrecht, 
das Anfang der 50er-Jahre des letzten Jahrhunderts ko-
difiziert wurde, geprägt hat, nämlich die Unterscheidung 
zwischen Kombattanten und Zivilisten, bei der man sich 
dann darauf verlassen kann, dass in dieser Auseinander-
setzung die Kombattanten auch wirklich Uniform tragen 
und als solche erkennbar sind, gilt eben leider in den 
asymmetrischen Auseinandersetzungen, die wir mit al-
Qaida, mit ISIS und anderen Extremisten in dieser Welt 
zu führen haben, nicht mehr.

(Dr. Alexander S. Neu [DIE LINKE]: Die 
darf man wegbomben, ja?)

Das muss man zur Kenntnis nehmen, und darauf müssen 
wir uns in Zukunft auch einstellen. 

Selbstverständlich ist es völkerrechtlich, kriegsvöl-
kerrechtlich zulässig, in militärischen Auseinanderset-
zungen dieser Art auch Kampfdrohnen einzusetzen.

(Andrej Hunko [DIE LINKE]: Ja, aber nicht 
im Jemen oder in Pakistan!)

Andrej Hunko
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– Das mag umstritten sein. Das haben wir auch hier im 
Deutschen Bundestag schon für die deutsche Bundes-
wehr miteinander diskutiert. Darüber muss man sich po-
litisch auseinandersetzen.

(Jürgen Trittin [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Nein, das ist eine rechtliche Frage!)

Jeder, der den Einsatz von Drohnen verneint, verlangt 
ja nur, dass ein Pilot im Flugzeug sitzt und sich einer ent-
sprechenden Lebensgefahr aussetzt.

(Hans-Christian Ströbele [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Ob die zu Hause sitzen oder ir-
gendwo, die werden abgeschossen!)

Wir halten unter diesen Aspekten den Einsatz von 
Kampfdrohnen prinzipiell für zulässig,

(Hans-Christian Ströbele [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Auch die gezielten Hinrichtun-
gen?)

und ich warne davor, von vornherein den Einsatz dieser 
militärischen Mittel hier zu verteufeln Wenn wir diese 
Auseinandersetzung gewinnen wollen und wenn wir da-
bei möglichst wenige Leben von Soldatinnen und Solda-
ten gefährden wollen, dann muss man 

(Andrej Hunko [DIE LINKE]: Möglichst 
viele Zivilisten!)

sich diese technischen Möglichkeiten offenhalten. 

Nun kommen wir sicherlich – das will ich Ihnen ohne 
Weiteres zugestehen – zu den schwierigen Punkten des 
Drohneneinsatzes, der von den Vereinigten Staaten von 
Amerika, übrigens unter Präsident Obama, 

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Das 
macht es nicht besser!)

offenkundig in einem Umfang vermehrt worden ist, wie 
wir das nicht erwartet haben. Das steht in einem bemer-
kenswerten Gegensatz dazu, dass nahezu die gesamte 
Weltöffentlichkeit bedauert, dass dieser Präsident nun 
nicht weiter im Amt ist und nicht von einer Parteifreun-
din sozusagen beerbt wird. Er hat auch hier in Deutsch-
land noch einmal diesen Einsatz von Kampfdrohnen ge-
rechtfertigt, und es ging kein Aufschrei der Empörung 
durch Deutschland. Nein, dieser Präsident hat eine große 
Unterstützung dafür erhalten.

Die Bundesregierung hat – das möchte ich abschlie-
ßend sagen, Frau Präsidentin  – ganz klar festgehalten: 
Es gibt keine aktive deutsche Beteiligung an derartigen 
gezielten Tötungen, etwa in Form von Racheakten, ohne 
dass es ein entsprechendes Gerichtsverfahren gegeben 
hat.  – Auch wir sind natürlich dieser Auffassung und 
würden uns militärisch nie an so etwas beteiligen.

(Alexander Ulrich [DIE LINKE]: Ramstein 
ist aber in Deutschland!)

Aber, meine sehr verehrten Damen und Herren, wir 
müssen bündnisfähig bleiben, und wir brauchen die Zu-
sammenarbeit mit den Vereinigten Staaten von Amerika 
im Rahmen der NATO selbstverständlich auch weiterhin. 
Das sollten wir durch diese Fragen nicht erschüttern las-
sen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Dr. h. c. Edelgard Bulmahn: 
Als nächster Redner spricht Hans-Christian Ströbele 

für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall des Abg. Dr. Diether Dehm [DIE 
LINKE])

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Herr Kollege Wadephul, über Ramstein haben Sie nun 
keinen Satz verloren, nicht einmal ein Wort.

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN sowie der Abg. Dr. Ute 
Finckh-Krämer [SPD])

Ramstein und AFRICOM, das ist aber heute das Thema. 

Es geht hier heute bei dem Tagesordnungspunkt „Hal-
tung der Bundesregierung zur deutschen Beteiligung am 
US-Drohnenkrieg über die Relaisstation Ramstein“ nicht 
nur darum, dass gezielte Hinrichtungen ohne jedes Ge-
richtsurteil mit unseren Werten, wie sie im Grundgesetz 
verankert sind, mit der Unantastbarkeit der Würde des 
Menschen, mit dem Recht auf Leben und mit dem Ver-
bot der Todesstrafe nicht zu vereinbaren sind. Das passt 
überhaupt nicht zusammen.

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN sowie der Abg. Dr. Ute 
Finckh-Krämer [SPD])

Sie können zwar sagen: Im Kampf gegen den inter-
nationalen Terrorismus sind auch besondere Maßnahmen 
erforderlich. – Die grundsätzliche Frage ist jedoch: Geht 
das auch so weit, dass wir – so wie das jetzt praktiziert 
worden ist – solche gezielten Tötungen zulassen, ihnen 
zustimmen oder sie über unser Gebiet abwickeln las-
sen, wenn sie in Gebieten stattfinden, wo überhaupt kein 
Krieg herrscht, wenn sie sich gegen Personen richten, die 
zu Hause sitzen, die irgendwo auf dem Feld arbeiten, die 
in einem Jeep oder in einem Lastwagen – nicht in einem 
Militärfahrzeug  – durch die Gegend fahren? Gilt das 
dann auch? Das kann nicht sein, wenn unsere Werte, die 
wir verteidigen wollen, gerade auch in diesem Krieg, in 
dieser Auseinandersetzung, gewahrt werden sollen. 

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN sowie bei Abgeordneten 
der SPD)

Es geht heute speziell in dieser Aktuellen Stunde da-
rum: Was hat die Bundesrepublik Deutschland mit die-
sen Drohneneinsätzen zu tun, die wahrscheinlich von 
US-Präsident Obama oder von der US-Administration 
befohlen worden sind? Was hat die Bundesregierung da-
mit zu tun? Was haben also wir damit zu tun? Ich kann 
Ihnen nur sagen: Wenn es stimmt, dass die Drohnen 
über Ramstein an ihr Ziel gelenkt werden und dann auf 
den Auslöser für die Rakete gedrückt wird, dann ist die 

Dr. Johann Wadephul
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Bundesrepublik Deutschland mitverantwortlich und mit-
schuldig. Das müssen wir zur Kenntnis nehmen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN)

Deshalb hat die Bundesregierung all die Jahre auf sol-
che Fragen immer geantwortet: Wir wissen nicht, was sie 
da machen. Wir gehen davon aus, dass sie sich an Gesetz 
und Recht halten, auch in Deutschland. Das steht in den 
Vereinbarungen. Das steht in den Verträgen. – Haben sie 
das wirklich gemacht? Hat sich die Bundesregierung bei 
den Amerikanern kundig gemacht? Hat sie das gemacht, 
was wir gemacht haben? Wir sind nach Ramstein gefah-
ren und haben den kommandierenden General gefragt: 
Was machen Sie eigentlich? Was läuft über Ramstein mit 
den Drohnen? – Er hat uns genau dasselbe wie Obama 
gesagt: Wir lassen keine Drohnen in Deutschland star-
ten. Wir befehligen sie auch nicht in Ramstein.  – Nun 
hat niemand behauptet, dass sie Drohnen in Deutschland 
starten. Das würde überhaupt keinen Sinn machen. Denn 
sie könnten gar nicht so weit fliegen, um in Afrika ein-
gesetzt zu werden. Etwas anderes ist auch nie behauptet 
worden. Es ist die Frage: Wird die Relaisstation in Ram-
stein genutzt? 

Jetzt haben wir hier eine völlig neue Situation, weil 
wir vom Außenministerium gehört haben: All das, was 
bisher vermutet wurde, was in der Zeit und im Spiegel 
stand, bestätigt, dass Relaisstationen die Befehle an die 
Einsatzorte der Drohnen weitertragen, und das läuft über 
Ramstein. 

Der Zeuge Brandon Bryant hat im Untersuchungsaus-
schuss ausgesagt – er war fünf Jahre lang Drohnenpilot 
und an unzähligen Tötungen beteiligt –: Vor jedem Ein-
satz haben wir in Ramstein angerufen. Wir hatten an un-
serem Telefon eine Wahlwiederholungstaste, auf die wir 
gedrückt haben, um eine Verbindung mit Ramstein zu 
bekommen. Erst wenn Ramstein „okay“ gesagt hat, dann 
haben wir losgelegt und dann gingen die Befehle aus der 
Wüste in den USA über Glasfaser nach Europa und von 
dort über die Relaisstation zu den Satelliten. – Das hat er 
ausgesagt. 

Er hat etwas Weiteres ausgesagt: Die Bundesregierung 
war davon unterrichtet. – Das ist ihm immer wieder von 
seinen Offizieren, seinen Vorgesetzten versichert worden. 
Der Bundesregierung sind die Papiere darüber ausgehän-
digt worden. Sie wusste das alles. Die Bundesregierung 
hat uns hier im Bundestag die Unwahrheit gesagt. Sie hat 
nicht zu dem gestanden, was sie wusste. Das können wir 
nicht hinnehmen. Wir müssen unsere Rechte einklagen. 
Wir müssen die Rechte der Öffentlichkeit in Deutschland 
einklagen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN)

Wir verlangen Wahrheit und Klarheit. Nur dann kann 
die Bundesregierung wieder glaubwürdig werden. 

(Max Straubinger [CDU/CSU]: Sie ist glaub-
würdig!)

Deshalb habe ich Strafanzeige gegen die Verantwortli-
chen in Deutschland und in den USA erstattet aufgrund 

der klaren Aussage, dass Deutschland bei den Drohnen-
angriffen dabei ist. Ich sage – und kann es nur unterstüt-
zen –: Das darf nicht länger geduldet werden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN)

Sie können nicht noch drei Jahre verhandeln, sondern 
es muss beendet werden. Nach den Auskünften, die die 
USA Deutschland gegeben haben, muss jetzt Schluss 
sein. Man muss den USA sagen: Diese ganze Tätigkeit 
muss sofort eingestellt werden. Die Relaisstationen dort 
müssen geschlossen werden.

Vizepräsidentin Dr. h. c. Edelgard Bulmahn: 
Herr Kollege.

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): 

Es dürfen keine Tötungsbefehle über Deutschland, 
über Ramstein gegeben werden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN) 

Vizepräsidentin Dr. h. c. Edelgard Bulmahn: 
Thomas Hitschler hat als nächster Redner das Wort. 

Thomas Hitschler (SPD): 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Nicht nur Weihnachten steht vor der Tür, son-
dern auch Silvester rückt immer näher – und damit zahl-
reiche Wiederholungen des Klassikers Dinner for One. 

(Andrej Hunko [DIE LINKE]: Das wird dem 
Ernst der Lage nicht gerecht!)

Ähnlich wie der Butler James in diesem zeitlosen Sketch 
frage ich mich angesichts dieser Aktuellen Stunde: „The 
same procedure as last year?“ Wir alle kennen das Stück, 
und wir alle wissen, dass es eigentlich nichts wirklich 
Neues gibt. Aber wenn der Linkspartei für die Aktuel-
le Stunde nichts Aktuelleres einfällt, schauen wir es uns 
eben noch einmal an.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Die 
Linkspartei gibt es seit 2007 nicht mehr! Jetzt 
ist es Die Linke!) 

Das immer gleiche Stück der Linkspartei handelt von 
den bösen Amerikanern und von der deutschen Betei-
ligung an Völkerrechtsverletzungen. Im Gegensatz zu 
Dinner for One, liebe Kolleginnen und Kollegen, haben 
wir es hier aber mit einem sehr ernsten Stoff zu tun.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Ah! – 
Jürgen Trittin [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Ja, dem werden Sie auch nicht gerecht!)

Es geht um nicht weniger als Leben und Tod. Daher halte 
ich es für geboten, diese Debatte zu versachlichen.

(Heike Hänsel [DIE LINKE]: Aha!)

Das offizielle Thema dieser Aktuellen Stunde ist die 
Haltung der Bundesregierung zur deutschen Beteiligung 

Hans-Christian Ströbele



Deutscher Bundestag – 18 . Wahlperiode – 209 . Sitzung . Berlin, Donnerstag, den 15 . Dezember 201620876

(A) (C)

(B) (D)

am Drohnenkrieg über die Relaisstation Ramstein. Aber 
seien wir ehrlich: Tatsächlich wollen Sie doch alte Forde-
rungen und Vorwürfe wieder aufwärmen. Ihre Forderung 
lautet, den Stützpunkt Ramstein unverzüglich zu schlie-
ßen.

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN)

Dazu haben Sie einen Antrag gestellt, den wir im Januar, 
soweit ich das richtig im Kopf habe, noch einmal bespre-
chen werden.

(Niema Movassat [DIE LINKE]: Immer und 
immer wieder!)

Ihr zusätzlicher Vorwurf lautet, die Bundesregierung be-
teilige sich an völkerrechtswidrigen, extralegalen Tötun-
gen.

(Alexander Ulrich [DIE LINKE]: Ja!)

Beides, liebe Kolleginnen und Kollegen, halte ich für 
falsch. Ich sage Ihnen auch gerne, wieso ich das für 
falsch halte:

Erstens. Angesichts der aktuellen Entwicklungen in 
der Welt will ich erst einmal eines unterstreichen: Eine 
gute Zusammenarbeit mit den Vereinigten Staaten bleibt 
für die Bundesrepublik sicherheitspolitisch von extrem 
hoher Bedeutung.

(Niema Movassat [DIE LINKE]: Deshalb 
beteiligen Sie sich am Drohnenkrieg?)

Die Westbindung und die Mitgliedschaft in der NATO 
sind seit Jahrzehnten Grundpfeiler der Sicherheit und des 
Friedens in Deutschland. Dies in der aktuellen Weltla-
ge aufzukündigen, wäre politisch eine absolute Geister-
fahrt – unverantwortlich und mit uns auch nicht zu ma-
chen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Zuruf des 
Abg. Dr. Alexander S. Neu [DIE LINKE])

Teil dieser Zusammenarbeit sind auch die US-amerika-
nischen Stützpunkte auf deutschem Boden wie der in 
Ramstein.

Zweitens. Als Pfälzer muss ich Ihnen eines deutlich 
sagen: Ramstein zu schließen, so wie Sie es fordern, 
wäre ein herber Schlag für die ganze Region.

(Katja Keul [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Ach!)

Die Militärgemeinde Kaiserslautern erzeugt eine jährli-
che Gesamtwertschöpfung für die regionale Wirtschaft

(Niema Movassat [DIE LINKE]: Ah, es 
geht um Geld! – Matthias W. Birkwald [DIE 
LINKE]: Ach so!)

von über 2 Milliarden US-Dollar.

(Niema Movassat [DIE LINKE]: Für Geld 
gehen Sie über Leichen, oder was? – Corinna 
Rüffer [BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN]: Das 
ist echt peinlich!)

Die US-Streitkräfte sind einer der größten Arbeitgeber 
in Rheinland-Pfalz. Gute Zusammenarbeit und regiona-
le wirtschaftliche Interessen bedeuten aber nicht – jetzt 

kommt der Punkt, ab dem Sie mir zuhören sollten –, dass 
wir völlig unkritisch miteinander umgehen müssen oder 
dass wir alles gutheißen müssen, was die andere Seite tut.

Ich sage Ihnen ganz deutlich: Ich lehne extralegale ge-
zielte Tötungen absolut ab.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Zurufe 
von der LINKEN) 

Das ist auch die Position der Bundesregierung; so steht 
es schwarz auf weiß im Koalitionsvertrag. Dort ist auch 
festgehalten, dass sich Deutschland für eine völkerrecht-
liche Ächtung vollautomatisierter Waffensysteme ein-
setzt.

Ich gehe noch einen Schritt weiter: Extralegale Tötun-
gen außerhalb bewaffneter Konflikte sollten weltweit ge-
ächtet werden – mein Kollege Karl-Heinz Brunner wird 
dazu gleich noch etwas sagen  –, aber so weit sind wir 
leider noch nicht.

(Niema Movassat [DIE LINKE]: Ach so!)

Die völkerrechtliche Bewertung des Drohnenkriegs ge-
staltet sich wesentlich schwieriger, als es die Vorwürfe 
der Linkspartei suggerieren. Drohnenangriffe weichen 
das Völkerrecht auf. Das wird mit allem Recht kriti-
siert. Aber per se völkerrechtswidrig sind sie eben nicht. 
Deutschland hat den USA in völkerrechtlichen Verträgen 
wie dem NATO-Truppenstatut die Nutzung der Air Base 
in Ramstein eingeräumt. Die USA sind dort weder Besat-
zer noch gibt es ein Sonderrecht. Der Stützpunkt bleibt 
auf deutschem Boden, und dort gilt deutsches Recht.

(Heike Hänsel [DIE LINKE]: Genau!)

Um die zugesicherte Nutzung der Air Base zu verwei-
gern, müsste man hieb- und stichfest nachweisen

(Hans-Christian Ströbele [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Ja!)

– deshalb warten wir das Gerichtsurteil ab –, dass sich die 
USA dort nicht an deutsches Recht halten, Herr Ströbele. 
Die Vereinigten Staaten haben der Bundesregierung je-
doch wiederholt zugesichert, dass sie deutsches Recht 
beachten.

(Zuruf von der LINKEN: Die hören uns auch 
nicht ab! – Hans-Christian Ströbele [BÜND-
NIS  90/DIE GRÜNEN]: Das stimmt nicht! 
Das ist gelogen!  – Jürgen Trittin [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Das ist wie mit dem 
Spionieren unter Freunden!)

Die Bundesregierung kommt ihrem grundgesetzlichen 
Auftrag nach, wenn sie die USA darauf hinweist, dass die 
Air Base Ramstein nur in rechtskonformer Weise genutzt 
werden darf  – so lautet das Urteil des Verwaltungsge-
richts Köln, das aktuelle Geltung hat, Kolleginnen und 
Kollegen. Von Ramstein aus werden keine Drohnen ge-
startet und gesteuert

(Jürgen Trittin [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Aber Nebelwerfer!)

– ich bin sehr dankbar, Herr Ströbele, dass Sie das vorhin 
gesagt haben –; das hat auch die amerikanische Regie-
rung immer wieder betont. Die USA nutzen den Stütz-
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punkt Ramstein nach den derzeitigen Kenntnissen im 
Rahmen des deutschen Rechts. Die von der Linkspartei 
konstruierte deutsche Beteiligung am US-Drohnenkrieg 
besteht also im Grunde darin, eine rechtskonforme Nut-
zung der Air Base Ramstein nicht zu verweigern.

(Zurufe von der LINKEN)

Das ist am Ende ein rechtlich dünner Vorwurf mit sehr 
wenig Neuigkeitswert, liebe Kolleginnen und Kollegen. 
Um es mit den Worten der 90-jährigen Miss Sophie zu 
sagen: The same procedure as every year.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU  – 
Heike Hänsel [DIE LINKE]: Das war aber 
ganz schwach! – Weiterer Zuruf von der LIN-
KEN: Peinlich!)

Vizepräsidentin Dr. h. c. Edelgard Bulmahn: 
Michael Vietz hat jetzt für die CDU/CSU-Fraktion das 

Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Michael Vietz (CDU/CSU): 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Sehr geehrte Damen und Herren! Mir geht es heute nicht 
darum, ob sich Deutschland direkt oder indirekt über den 
Standort Ramstein an militärischen Einsätzen beteiligt. 
Es geht mir auch nicht um den Einsatz von Drohnen im 
Allgemeinen oder im Speziellen. Vielmehr geht es mir 
darum, wie wir mit unserem langjährigen Bündnispartner 
USA umgehen.

(Hans-Christian Ströbele [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Ja!)

Deutschland ist keine Insel. Wir können uns nicht von 
der Welt abkoppeln. Wir stehen Schulter an Schulter mit 
unseren Verbündeten und Partnern für unsere gemeinsa-
men Werte, was wir mit den heutigen Mandatsbeschlüs-
sen erneut unterstrichen haben. Sicherlich: Es gilt dabei, 
die notwendige Balance zu halten. 

Bei Erhalt und Verteidigung unserer Werte verlieren 
wir unsere Grundsätze nicht aus den Augen. Die Einhal-
tung des Völkerrechts sowie der in unserem Land gelten-
den Gesetze sind selbstverständlich.

(Hans-Christian Ströbele [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das Grundgesetz zum Beispiel!)

– Genau. – Fakt ist: Die amerikanische Militärpräsenz in 
Deutschland ist ein Zeichen der Bündnissolidarität inner-
halb der NATO. Sie liegt auch in unserem sicherheitspo-
litischen Interesse. 

Ramstein ist der größte Militärflugplatz außerhalb 
Amerikas. Hier laufen entscheidende Funktionen zusam-
men. Dazu gehört unter anderem die NATO-Kommando
behörde zur Führung von Luftstreitkräften. Aber auch 
humanitäre Einsätze, zum Beispiel die Bekämpfung der 
Ebolakrise, wurden und werden hier koordiniert.

Die Rolle von Ramstein beim Einsatz von Drohnen 
wird vonseiten der Bundesregierung in einem beharrli-

chen Dialog mit Washington diskutiert; beharrlich heißt 
übrigens: nicht schreien, kreischen und Ähnliches. Wir 
wissen, dass Drohnen in Ramstein weder starten noch 
landen oder gesteuert werden.

(Hans-Christian Ströbele [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das hat nie jemand behauptet! 
Die können da gar nicht starten!)

Daran hat sich bis jetzt auch nichts geändert. Und auch 
die Nutzung als Relaisstation für Steuerungsdaten fällt 
meines Erachtens nicht in diesen Bereich; Sie haben sel-
ber in Ihren Beiträgen unterstrichen, dass das nicht wirk-
lich eine neue Erkenntnis, eine neue Datenlage ist. Dies 
ist in meinen Augen auch nicht als Beteiligung unseres 
Landes an Einsätzen, egal welcher Art, zu werten.

Die Herleitung, dass wir Verantwortung und Kontrolle 
über die über Ramstein weitergeleiteten Daten überneh-
men müssen, weil wir das Gelände zur Verfügung stellen, 
halte ich schlichtweg für abwegig. Wichtig ist der regel-
mäßige, konstruktive Dialog. Gegenseitiges Vertrauen ist 
unabdingbar.

(Dr. Alexander S. Neu [DIE LINKE]: Deshalb 
ist Herr Ströbele hier doch angelogen wor-
den!)

Würde dieses Misstrauen, das wir gegenüber einem un-
serer Verbündeten hier regelmäßig äußern, nur zur Hälfte 
gegenüber anderen Akteuren der Weltpolitik geäußert, 
wäre der eine oder andere hier in diesem Haus glaub-
würdiger.

(Beifall bei der CDU/CSU – Widerspruch bei 
der LINKEN)

Dieses Vertrauen erreichen wir sicher nicht, wenn wir 
Reflexen von Misstrauen und Kontrollfantasien nachge-
hen.

(Dr. Alexander S. Neu [DIE LINKE]: Das be-
weist uns die NSA tagtäglich, das Vertrauen 
der Amerikaner in uns!)

– Im Kindergarten habe ich gelernt: Wer am meisten und 
am lautesten schreit, hat am Ende nicht immer recht.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Nicht 
immer, aber manchmal!)

Zu unterstellen, dass in Ramstein umfangreich gegen 
geltendes Recht verstoßen wird, führt nicht weiter. Es gilt 
das humanitäre Völkerrecht, das  – wir haben es schon 
gehört – den Einsatz von Drohnen nicht verbietet, son-
dern beschränkt. Dabei ist eine pauschale Betrachtung 
ausgeschlossen. Es wird grundsätzlich jeder einzelne Fall 
geprüft.

(Dr. Alexander S. Neu [DIE LINKE]: Dann 
machen Sie es doch!)

Uns allen ist klar, dass die sicherheitspolitische Lage 
täglich neue Herausforderungen für uns bereithält. Die 
Bedrohung durch den internationalen Terrorismus ge-
hört mittlerweile zu unserem Alltag; diese wird übrigens 
durch die Relaisstation Ramstein auch nicht größer. Al-
lein aufgrund unserer Werte und Grundsätze stehen wir 
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seit vielen Jahren im Fadenkreuz von Daesh, al-Qaida 
und anderen. 

Der Dialog über Ziele und Mittel militärischer Aktivi-
täten ist ebenso wichtig wie der Dialog über Einhaltung 
von Recht und Gesetz. Beides macht die Bundesregie-
rung mit unseren Partnern, auch wenn die Antworten 
manchmal auf sich warten lassen, auch wenn manchmal 
nachgehakt werden muss.

(Dr. Alexander S. Neu [DIE LINKE]: Ver-
trauen ist gut!) 

Die technische Möglichkeit allein – ich weiß, Sie zi-
tieren gerne Lenin –, Ramstein als Relaisstation zu nut-
zen, hat keinerlei Auswirkungen auf uns. Unsere Partner 
wissen um unsere Vorbehalte und berücksichtigen diese. 
Manchmal lohnt es sich, einfach weiter in Vertrauen zu 
investieren, solange man keine wirklich belastbaren Be-
weise für das Gegenteil hat.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Zuruf des Abg. Dr. Alexander 
S. Neu [DIE LINKE])

Vizepräsidentin Dr. h. c. Edelgard Bulmahn: 
Als nächster Redner hat Alexander Ulrich von der 

Fraktion Die Linke das Wort.

(Beifall bei der LINKEN)

Alexander Ulrich (DIE LINKE): 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Es ist wirklich sehr interessant, wie insbesondere die 
Vertreter der Großen Koalition in diesem Hohen Hause 
damit umgehen, dass wir jetzt seit 14 Tagen wissen, dass 
in Ramstein das Grundgesetz gebrochen wird. 

(Beifall bei der LINKEN – Zurufe von der 
CDU/CSU)

Es ist wirklich unwürdig, Herr Wadephul und Herr 
Hitschler, dass Sie uns, wenn wir dieses Thema hier an-
sprechen – man muss es in einer Aktuellen Stunde an-
sprechen –, Antiamerikanismus vorwerfen. Es gibt kein 
anderes Land auf der Erde, das den Drohnenkrieg von 
deutschem Boden aus organisiert. Deshalb können wir in 
diesem Fall nur die Amerikaner ansprechen. 

(Dr.  Johann Wadephul [CDU/CSU]: Dann 
sagen Sie gleich mal was zu Aleppo und den 
Russen! Was passiert in Aleppo? Dazu keine 
Aktuelle Stunde! Ausgeblendet!)

Das ist auch nichts Neues, Herr Hitschler – genauso we-
nig, wie Dinner for One zu Silvester etwas Neues ist –; 
denn wir wissen seit zwei Wochen von Herrn Roth, der 
das hier in einer Regierungsbefragung zugestanden hat, 
dass die Relaisstation eine wichtige Rolle spielt. Seitdem 
müssen wir diesem Thema nachgehen, weil die Bundes-
regierung uns offensichtlich entweder jahrelang belogen 
hat oder nur auf das vertraut hat, was die amerikanische 
Regierung gesagt hat. Jetzt wissen wir es offiziell, und 
deswegen können wir nicht mehr schweigen.

(Beifall bei der LINKEN und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Herr Wadephul und Herr Hitschler, lassen Sie uns das 
mal einordnen. Worum geht es hier? 

(Dr.  Johann Wadephul [CDU/CSU]: Ord-
nen Sie das selbst mal ein! Was passiert in 
Aleppo?)

Es geht um den Kampf gegen den Terror. Wir als Linke 
sagen es nicht zum ersten Mal – das sage ich hier ganz 
deutlich  –: Man kann Terrorismus nicht mit Terror be-
kämpfen.

(Beifall bei der LINKEN  – Florian Hahn 
[CDU/CSU]: Aber auch nicht mit einem 
Stuhlkreis!)

Doch was passiert? Dem Drohnenkrieg, der auch von 
Ramstein aus gesteuert wird, sind mittlerweile schon 
über 5 000 Zivilisten zum Opfer gefallen. Nicht nur das, 
was in Paris oder New York passiert ist, ist Terrorismus. 
Es ist auch Terrorismus, wenn unschuldige Menschen im 
Jemen umgebracht werden. Auch das ist Terrorismus.

(Beifall bei der LINKEN)

Weil Sie sagten, es sei alles in Ordnung, zitiere ich aus 
einem Gutachten des Wissenschaftlichen Dienstes des 
Deutschen Bundestages:

Unstreitig ist dagegen, dass Deutschland völker-
rechtswidrige Militäroperationen (oder gar Kriegs-
verbrechen), die durch ausländische Staaten von 
deutschem Territorium aus durchgeführt werden, 
nicht dulden darf.

(Beifall des Abg. Wolfgang Gehrcke [DIE 
LINKE])

Die völkerrechtswidrige „Exekution“ eines Terror-
verdächtigen durch Kampfdrohnen außerhalb eines 
bewaffneten Konflikts kann daher, wenn die Bun-
desregierung davon weiß und nicht dagegen protes-
tiert, eine Beteiligung an einem völkerrechtlichen 
Delikt darstellen.

(Beifall bei der LINKEN)

Das heißt: Wir wissen jetzt durch Staatsminister Roth, 
was von Ramstein aus passiert. Wer dagegen nichts tut, 
beteiligt sich daran, verübt Beihilfe zum Mord.  – Das 
muss so deutlich ausgesprochen werden. 

(Beifall bei der LINKEN  – Dr.  Alexander 
S. Neu [DIE LINKE], an die CDU/CSU ge-
wandt: Das tut weh, nicht wahr? Das tut weh!)

Deshalb muss man es deutlich sagen: Auch wenn es 
sich um einen US-Militärstützpunkt handelt und Sie viel-
leicht glauben, dass wir aufgrund unserer Bündnistreue 
die Augen verschließen müssen vor dem, was die Ame-
rikaner tun, können wir nicht einfach zur Tagesordnung 
übergehen. Herr Hitschler, ich würde mich freuen, wenn 
Sie und Ihre Partei sich an Willy Brandt erinnern würden, 
der mal gesagt hat: „Vom deutschen Boden darf nie wie-
der Krieg ausgehen.“ Ramstein liegt auf deutschem Bo-
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den. Bei Ihrer Rede müsste sich Willy Brandt eigentlich 
im Grabe umdrehen. 

(Beifall bei der LINKEN – Thomas Hitschler 
[SPD]: Sie brauchen nicht Willy Brandt zu zi-
tieren!)

Ich glaube, seit den NSA-Aktionen, aber spätestens 
jetzt können wir nicht einfach mehr auf das vertrauen, 
was uns Obama oder andere Mitglieder der US-Regie-
rung jeden Tag sagen, nämlich dass man sich an deut-
sches Recht halte. Spätestens jetzt muss man doch klar 
sagen: Offensichtlich machen die Amerikaner auf deut-
schem Boden und unter den Augen der deutschen Bürger 
so lange weiter, wie man sie lässt. Nicht nur aufgrund des 
Abhörskandals, sondern auch aufgrund der Situation in 
Ramstein wissen wir, dass es nicht ausreicht, wenn uns 
die US-Regierung sagt, sie halte sich an unser Grundge-
setz. Wahrscheinlich wissen sie gar nicht, was im Grund-
gesetz drinsteht.

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN)

Diese Aussage kann der Bundesregierung doch nicht 
ausreichen, um die Augen zu verschließen.

Es ist an der Zeit, deutlich zu machen, dass wir diesen 
Drohneneinsatz über die Relaisstation in Ramstein ableh-
nen. Das bedeutet auch, dass die Bundesregierung alles 
tun muss, um zu überprüfen, was in Ramstein passiert. 
Wenn es überprüft ist und festgestellt wurde, was dort 
passiert, müssen die Aktionen, die von der Relaisstation 
ausgehen, auch gestoppt werden. Das ist das Mindeste, 
was man von der Bundesregierung erwarten kann, wenn 
sie sich ans Grundgesetz halten will.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich komme zum Schluss. Es wird nicht das letzte Mal 
sein, dass wir hier im Bundestag darüber reden. 

(Thomas Hitschler [SPD]: Es geht im Januar 
weiter!)

Noch einmal: Das, was Herr Staatsminister Roth ge-
sagt hat, war nicht irgendwann an Silvester bei Dinner 
for One, sondern das war vor 14 Tagen. Wir haben seit 
14 Tagen eine ganz neue Sachlage. Deshalb wird uns das 
Thema auch ins neue Jahr begleiten. Wir als Linke wer-
den die Aktivitäten des Aktionsbündnisses „Stopp Ram-
stein“ unterstützen,

(Beifall bei der LINKEN)

das auch im nächsten Jahr wieder mit Tausenden in der 
Westpfalz – ich komme von dort; ich wohne etwa 5 Kilo-
meter von Ramstein entfernt – protestieren wird. 

Wir wollen, dass sich Deutschland nicht am Drohnen-
krieg beteiligt. Wir wollen, dass sich Deutschland nicht 
am Krieg gegen den Terror beteiligt, wo unschuldige 
Menschen ums Leben kommen, wo gemordet wird. Wir 
wollen, dass die Relaisstation in Ramstein tatsächlich 
geschlossen wird. Deshalb unterstützen wir das Aktions-
bündnis „Stopp Ramstein“. Ich hoffe, dass nicht nur die 
Grünen, sondern auch andere irgendwann wieder einmal 
sagen: So geht es nicht, was da passiert.

Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Dr. h. c. Edelgard Bulmahn: 
Doris Barnett hat als nächste Rednerin für die 

SPD-Fraktion das Wort.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Doris Barnett (SPD): 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Ich hoffe, wir sind uns zumindest darin einig, dass wir 
seit 70  Jahren ein robustes transatlantisches Verhältnis 
zwischen Deutschland und den USA haben. Und das ist 
gut so.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU – Zurufe von der LINKEN)

Das hat uns geholfen, 70 Jahre in Frieden zu leben, und es 
hat uns auch auf dem Weg zur Wiedervereinigung gehol-
fen. Hätten wir dieses Verhältnis nicht, hätten wir – das 
hätten Sie gern gemacht – die Amerikaner rausgeschmis-
sen, weiß ich nicht, ob wir heute hier stehen würden.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU – Lachen bei der LINKEN)

Natürlich hat dieses transatlantische Verhältnis auch 
Höhen und Tiefen erlebt. Natürlich gab es Präsidenten 
mit ganz unterschiedlichen Ansätzen, wie der Friede in 
der Welt verwirklicht werden kann. Natürlich lässt sich 
darüber streiten. Wir werden wahrscheinlich auch mit 
dem neuen Präsidenten darüber streiten, was der richtige 
Weg sein wird. Darüber kann man reden. Es gibt ja auch 
verschiedene Auffassungen. 

Ich möchte daran erinnern, dass wir 2002 mit Kanzler 
Schröder jemanden hatten, der sich gewehrt hat, der ge-
sagt hat: Den Weg, den Amerika vorgibt, gehen wir nicht 
mit.

(Andrej Hunko [DIE LINKE]: Das wäre doch 
jetzt auch an der Zeit!)

Wir sind nicht mit in den Irak gezogen. Das zeigt, wie 
robust unser Verhältnis zu Amerika ist. Denn dieses Ver-
hältnis hat eben auch diese unterschiedliche Meinung 
ausgehalten. Eine emanzipierte Partnerschaft muss so et-
was auch aushalten. Ich bin froh, dass wir nie ernsthafte 
Verwerfungen haben.

Die Welt von heute ist in der Tat viel komplizierter 
geworden. Das Schlimme ist: Wir wissen heute gar nicht 
mehr, wer morgen Freund oder Feind ist. Oder wollen 
Sie behaupten, dass Sie das wissen?

(Zuruf der Abg. Heike Hänsel [DIE LINKE])

Aber wir wissen, dass Amerika unser Freund ist und 
unser Verbündeter bleibt. Nichts zu tun, was Sie prak-
tisch vorschlagen, ist für mich keine Option. Gerade jetzt 
brauchen wir wieder stabile transatlantische Beziehun-
gen und auch ein stabiles Bündnis. Denken Sie doch ein-
mal daran, was in den letzten Tagen in Syrien geschehen 
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ist. Wurden dort nicht auch viele zivile unschuldige Men-
schen umgebracht?

(Dr. Alexander S. Neu [DIE LINKE]: Und 
viele Terroristen!)

Mir ist wichtig, dass wir zusammenarbeiten. Wir müs-
sen auch einander vertrauen. Denn wenn wir anfangen, 
dem anderen gegenüber misstrauisch zu werden, dann 
fliegt uns das Bündnis um die Ohren.

(Hans-Christian Ströbele [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Sagen Sie doch mal was zu Ram-
stein!)

Das deutsch-amerikanische Verhältnis ist kein eindi-
mensionales. Es ist nicht auf die militärische Zusam-
menarbeit beschränkt. Diese ist nur eine Facette unserer 
wirklich robusten Zusammenarbeit auf ganz, ganz vielen 
Gebieten. Aber die militärische Zusammenarbeit ist nicht 
unwichtig. Darauf, dass die Amerikaner für uns die Kas-
tanien aus dem Feuer holen – das sage ich Ihnen auch 
einmal –, haben wir uns jahrzehntelang ausgeruht. 

Jetzt sind wir am Ende der Couch-Potato-Ära ange-
langt.

(Zuruf des Abg. Dr. Alexander S. Neu [DIE 
LINKE])

Das heißt, dass wir selbst wieder viel mehr Verantwor-
tung übernehmen müssen in einem sicherheitspolitisch 
verantwortlichen Europa, das sich anscheinend erst bil-
det. Noch sind alle zögerlich und warten nur darauf  – 
ich darf an die Zeit des Balkankriegs erinnern; es war 
schändlich, was sich Europa da geleistet hat –,

(Zuruf des Abg. Dr. Alexander S. Neu [DIE 
LINKE])

dass die Amerikaner eingreifen. Ich kann es nur noch 
einmal sagen: Wir sind froh, dass wir solch ein Bündnis 
haben. 

Aber wir müssen feststellen, dass wir uns aufgrund 
unserer Verantwortung auch neue Wege überlegen müs-
sen. Wir in Deutschland haben einen eigenen Weg für 
Konfliktlösungen eingeschlagen. Er ist zwar langwierig 
und zäh und erleidet auch hin und wieder Rückschläge; 
aber am Ende der vielen kleinen Schritte zeigt sich doch 
Erfolg. Wir gehen mit unserem Außenminister den Weg 
des Gesprächs, des Dialogs, der Diplomatie und auch – 
das ist neu – den Weg der parlamentarischen Diplomatie. 
Das ist eine neue, große Herausforderung, gerade an uns 
Abgeordnete selbst.

Helfen wir, die Feuer auszutreten, bevor es zum Brand 
kommt! Verstärken wir den Dialog mit unseren Kolle-
ginnen und Kollegen in der Welt! Nehmen wir Partei für 
unsere Kollegen dort, wo sie bedroht werden!

(Hans-Christian Ströbele [BÜNDNIS  90/
DIE GRÜNEN]: Jetzt zum Thema! Was ist in 
Ramstein los?)

Werden wir laut, wo Menschenleben auf dem Spiel ste-
hen, und zwar nicht nur, wenn unser Partner angeblich an 
allem schuld ist! Es gibt auch andere Schuldige.

Mit unserem Partner USA können wir reden, wir 
können mit ihm diskutieren, und wir können streiten; 
denn wir vertreten immerhin dieselben Werte auf der 
Welt, auch wenn wir bei den Zielrichtungen verschiede-
ne Wege gehen und darüber auch weiterhin reden und 
im Gespräch bleiben müssen. Wir haben dafür Sorge zu 
tragen, dass wir jetzt noch bessere Möglichkeiten be-
kommen, als Abgeordnete mit unseren Kolleginnen und 
Kollegen in den USA zu reden. Wir haben das Deutsche 
Haus in New York, und auf der anderen Seite des ameri-
kanischen Kontinents in Kalifornien haben wir die Villa 
Aurora und jetzt auch noch das Thomas-Mann-Haus. All 
diese Einrichtungen können und sollten wir für diesen 
notwendigen Dialog nutzen.

(Zurufe von der LINKEN)

Lassen Sie uns nicht wegen einer Relaisstation streiten, 
sondern nehmen wir den Dialog auf!

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Dr. h. c. Edelgard Bulmahn: 
Jürgen Trittin hat als nächster Redner für die Fraktion 

Bündnis 90/Die Grünen das Wort.

Jürgen Trittin (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Die Kol-

legen von der Großen Koalition scheinen die Waffeng-
attung verwechselt zu haben. Wir reden hier darüber, 
ob in völkerrechtswidriger oder fragwürdiger Art und 
Weise auf deutschem Boden der Einsatz von Drohnen er-
möglicht wird. Das ist das Thema, nicht aber die Frage: 
Wie werfe ich im Interesse von Rheinland-Pfalz und mit 
Blick auf die Standortbedingungen und die Gemeinden 
dort möglichst viele Nebelgranaten?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN)

Die zweite Nebelgranate, die Sie geworfen haben, ist 
die Frage der deutsch-amerikanischen Freundschaft. Frau 
Barnett, ich bin zutiefst überzeugt, dass wir mit den USA 
gemeinsame Interessen, gemeinsame Werte tragen, üb-
rigens auch in schwierigen Zeiten. Aber gerade da muss 
man sagen: Es ist falsch verstandene Freundschaft, wenn 
diese Zusammenarbeit und diese Freundschaft nicht auf 
dem Boden des Rechts und des Völkerrechts stattfinden. 
Dann ist es nicht Freundschaft, sondern falsch.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN)

Sie haben das Beispiel selbst genannt. Ich lasse mir 
doch nicht nachsagen, ich sei ein Antiamerikaner gewe-
sen, als eine Bundesregierung, der ich angehört habe, 
Folgendes gesagt hat: Das, was die US-Regierung im 
Irak macht, ist völkerrechtswidrig. Da machen wir nicht 
nur nicht mit, sondern da sorgen wir dafür, dass es eine 
Mehrheit im Sicherheitsrat dagegen gibt. – Das war keine 

Doris Barnett
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Absage an unsere transatlantische Beziehung. Also las-
sen Sie diese Diskussion bitte im Schrank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN)

Wir reden hier über die Frage: Wie ist es ermöglicht 
worden, von deutschem Boden aus in völkerrechtswid-
riger Art und Weise Drohnen einzusetzen? Ich dachte, 
da hätten wir einen Konsens. Ich habe die Äußerungen 
aus dem Auswärtigen Amt und die Papiere dazu gesehen. 
Sie mögen mir politisch nicht passen; aber die offizielle 
Auffassung ist: Der Einsatz von Kampfdrohnen ist nicht 
in jedem Fall völkerrechtswidrig. Er ist gebunden an die 
Voraussetzung, dass es sich um einen bewaffneten Kon-
flikt handelt. – Wenn wir uns die veröffentlichten Daten 
der Amerikaner anschauen, dann stellen wir fest: Die 
Drohnen werden außerhalb von bewaffneten Konflikten 
eingesetzt. Sie werden also auch nach der Rechtsauffas-
sung, die Sie dargelegt haben, in völkerrechtswidriger 
Art und Weise eingesetzt.

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN – Katja Keul [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: So ist das!)

Das muss doch jetzt eine Handlung zur Folge haben. 
Wir können doch nicht mit angucken, wie das, worauf 
wir alle uns immer berufen haben, nämlich dass im 
Kampf gegen den Terrorismus sich nicht das Recht des 
Stärkeren, sondern die Stärke des Rechts am Ende durch-
setzen wird, von einem unserer Bündnispartner in dieser 
Art und Weise mit Füßen getreten wird,

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

und dies umso mehr, als es mehr als Evidenzen gibt, dass 
die Führung dieses Krieges ohne die Logistik über Ram-
stein nicht möglich ist; sie wird dafür genutzt. Wenn sie 
dafür genutzt wird, dann müssen Sie als Ausfluss Ihrer 
eigenen Rechtsauffassung alles dafür tun, dass das nicht 
mehr geschieht, weil Sie sich sonst an dieser Sache mit-
schuldig machen. Das ist der Kern des Problems.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN)

Ich will, damit das nicht zu einer rein juristischen De-
batte wird, noch eine Sache hinzufügen. Herr Vietz, Sie 
haben gesagt, die terroristische Bedrohung werde nicht 
größer. Doch! Schauen Sie sich an, wie viele Menschen, 
wie viele Unbeteiligte gestorben sind – da kann man die 
Zahlen der USA oder die Zahlen von NGOs nehmen; das 
ist egal –, und schauen Sie sich an, was in Pakistan, in So-
malia und mitten in Afrika – in Ländern, denen niemand 
den Krieg erklärt hat – passiert. Diese Drohnenangriffe, 
bei denen so viele Zivilisten getötet werden, entwickeln 
sich für terroristische Wortführer und Hetzer zur Rekru-
tierungserzählung. Diese Angriffe führen dazu, dass sich 
in diesen asymmetrischen Konflikten mehr Menschen 
auf die Seite des Terrors stellen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN)

Deswegen meine dringende Aufforderung an Sie: Tun 
Sie alles, damit das beendet wird! Das ist nicht nur im 

Sinne des Völkerrechts – wir dürfen keine völkerrechts-
widrigen Operationen von unserem Grund aus erlau-
ben –,

(Beifall der Abg. Kathrin Vogler [DIE 
LINKE])

sondern auch in unserem Sicherheitsinteresse. Denn was 
dadurch passiert, ist, dass der Terror auf der Welt mehr 
Zulauf bekommt. Deswegen: Beenden Sie das!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Dr. h. c. Edelgard Bulmahn:
Anita Schäfer hat als nächste Rednerin für die CDU/

CSU-Fraktion das Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Anita Schäfer (Saalstadt) (CDU/CSU): 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Als Abgeordnete für Ramstein bin ich 
mit der Art vertraut, mit der die Linke die diskutierte 
Funktion des Stützpunktes bei amerikanischen Droh
neneinsätzen immer mal wieder öffentlichkeitswirksam 
in Szene zu setzen versucht. So haben die Kollegen Sahra 
Wagenknecht und Alexander Ulrich im letzten Sommer 
vor den Toren der Basis demonstriert,

(Beifall bei der LINKEN – Dr. Alexander S. 
Neu [DIE LINKE]: Es waren noch mehr!  – 
Weiterer Zuruf von der LINKEN: Genau! 
Richtig so!)

nachdem sie angeblich keine Antwort auf ein Schreiben 
bekommen hatten, wonach sie sich auf dem Gelände über 
die Rolle Ramsteins bei Drohneneinsätzen informieren 
wollten. Zu dieser Zeit war allerdings bereits ein Besuch 
des Verteidigungsausschusses geplant, der wenig später, 
im Oktober dieses Jahres, stattfand; aber das war viel-
leicht nicht schlagzeilenträchtig genug. Herr Dr.  Neu, 
auch Sie waren ja mit dem Verteidigungsausschuss in 
Ramstein zugegen und wurden aufgeklärt.

(Dr. Alexander S. Neu [DIE LINKE]: Ich bin 
häufiger da!)

Die Anziehungskraft Ramsteins für Proteste ist über-
haupt bemerkenswert. Dagegen hat es zum Beispiel lan-
ge gedauert, bis es erst kürzlich die erste vergleichsweise 
bescheidene Demonstration gegen den Syrien-Krieg vor 
der russischen Botschaft gegeben hat. 

(Heike Hänsel [DIE LINKE]: Waren Sie denn 
dort?)

Ich habe den Verdacht: Bestünde die Vermutung, dass die 
Bombardierung Aleppos über Deutschland unterstützt 
würde, wäre das Schweigen ohrenbetäubend.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Vor diesem Hintergrund muss man auch den Titel 
dieser Aktuellen Stunde betrachten: Haltung der Bun-
desregierung zur deutschen Beteiligung am völkerrechts-
widrigen US-Drohnenkrieg über die Relaisstation Ram-

Jürgen Trittin
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stein. Dazu möchte ich feststellen: Es gibt erstens keinen 
völkerrechtswidrigen Drohnenkrieg und zweitens keine 
deutsche Beteiligung daran.

(Dr. Alexander S. Neu [DIE LINKE]: Es gibt 
auch keine Drohnen, oder? – Kathrin Vogler 
[DIE LINKE]: Ja, ja! Das ist postfaktisch, was 
Sie da sagen! – Jürgen Trittin [BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN]: Ach, das ist doch abenteuer-
lich!  – Dr. Diether Dehm [DIE LINKE]: Da 
sagen Sie aber die Unwahrheit!)

Wenn Sie schon von einem Krieg, also einem bewaff-
neten Konflikt im Sinne des humanitären Völkerrechts, 
ausgehen, ist der Einsatz von Drohnen darin nicht völker-
rechtswidrig. Auch ein unbemanntes Waffensystem ist 
nur ein Waffensystem wie andere auch. Natürlich kann 
es – genau wie andere Waffensysteme – auf völkerrechts-
widrige Weise eingesetzt werden.

(Andrej Hunko [DIE LINKE]: Das wird es ja 
auch!)

Aber die Amerikaner selbst haben im Sommer dieses 
Jahres die Regeln veröffentlicht, nach denen sie Ziele 
für Drohnenangriffe auswählen und diese angreifen, ein-
schließlich der Berücksichtigung rechtlicher Grundlagen.

(Alexander Ulrich [DIE LINKE]: Die haben 
ja auch immer gesagt, dass sie die Kanzlerin 
nicht abhören! – Dr. Alexander S. Neu [DIE 
LINKE]: Und das glauben Sie?  – Jürgen 
Trittin [BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN]: Und 
die machen Sie sich zu eigen, Frau Schäfer? – 
Heiterkeit bei Abgeordneten der LINKEN und 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

– Sonst würde ich es nicht sagen.

Man kann immer überprüfen, ob ein einzelner An-
griff den Regeln des Völkerrechts entsprochen hat, ein-
schließlich der Frage, ob er tatsächlich im Rahmen ei-
nes bewaffneten Konflikts stattgefunden hat. Aber noch 
einmal: Der Einsatz von Drohnen an sich ist eben nicht 
völkerrechtswidrig. 

(Dr. Alexander S. Neu [DIE LINKE]: Es 
kommt auf den Zweck an!)

Auch die Weiterleitung von Daten über Ramstein stellt 
keine deutsche Beteiligung dar. Nur weil Daten durch 
Deutschland fließen, ist Deutschland nicht an der Opera-
tion beteiligt, für die sie verwendet werden, noch berührt 
das unbedingt deutsches Recht. Andernfalls müssten wir 
uns in unserer vernetzten Welt mit allen Vorgängen be-
fassen, bei denen das Internet eine Rolle spielt und Daten 
über deutsche Knotenpunkte fließen.

(Kathrin Vogler [DIE LINKE]: Das wär mal 
was!)

– Das wäre was. – Sie wissen natürlich auch, dass zwei 
verschiedene Gerichte einschließlich des Bundesverwal-
tungsgerichts in diesem Jahr verneint haben, dass die 
Bundesregierung zur Überwachung der Völkerrechts-
konformität von Drohneneinsätzen verpflichtet ist, die 
möglicherweise über Ramstein gesteuert werden. Beide 
haben sich auf die Rechtsprechung des Bundesverfas-

sungsgerichts bezogen, wonach der Regierung bei der 
Erfüllung ihrer Pflicht zum Schutz des Lebens auf dem 
Gebiet der Außen- und Verteidigungspolitik ein weiter 
Entscheidungsspielraum zusteht. 

(Dr. Alexander S. Neu [DIE LINKE]: Aber 
keine Rechtsbrüche!)

Allerdings hat diese Koalition im Koalitionsvertrag 
klargestellt, dass wir extralegale, völkerrechtswidrige 
Tötungen mit bewaffneten Drohnen kategorisch ableh-
nen, 

(Alexander Ulrich [DIE LINKE]: Dann ma-
chen Sie doch was!)

wobei sich das zunächst auf jetzige und künftige deut-
sche Politik bezieht, aber natürlich eine grundsätzliche 
Haltung ist. 

Aber unsere amerikanischen Partner sind dem Völker-
recht ebenso verpflichtet wie wir,

(Zurufe von der LINKEN)

und sie haben wiederholt versichert, bei der Nutzung ih-
rer Einrichtungen in Ramstein deutsches und internatio-
nales Recht zu achten, 

(Lachen bei Abgeordneten der LINKEN)

wie es ja unter engen Verbündeten auch selbstverständ-
lich ist. Uns verbinden schließlich Jahrzehnte vertrauens-
voller Zusammenarbeit für die gemeinsame Sicherheit, 
und ich denke, das können Sie nicht abstreiten.

(Dr. Alexander S. Neu [DIE LINKE]: Doch! 
NSA!)

Natürlich wird die Linke weiter von Völkerrechtswid-
rigkeit und deutscher Beteiligung reden. Nur: Richtiger 
wird es nicht. 

Danke.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Thomas Hitschler [SPD])

Vizepräsidentin Dr. h. c. Edelgard Bulmahn: 
Als nächster Redner spricht Dr.  Brunner für die 

SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Dr. Karl-Heinz Brunner (SPD): 
Verehrte Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Da-

men und Herren! Wenn wir heute in der Aktuellen Stun-
de des Bundestags über das amerikanische Drohnen-
programm sprechen, dann sollten wir dies beim Namen 
nennen und nicht Ramstein als Medium nutzen für Dinge 
wie den Austritt aus der NATO, den Austritt aus Bündnis-
sen und die Aufkündigung der deutsch-amerikanischen 
Freundschaft. Wir sollten das nicht „Ramstein“ nennen.

Um was geht es denn heute? Was haben wir heute 
diskutiert? Was bewegt uns heute? Es bewegen uns die 
extralegalen gezielten Tötungen von Menschen, Tö-
tungen außerhalb von Regionen bewaffneter Konflikte, 
Tötungen außerhalb von Rechtsstaatlichkeit, außerhalb 

Anita Schäfer (Saalstadt)
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des Kriegsvölkerrechts. Dabei geht es um Unrecht, um 
Unrecht in der Form, dass der Verdacht, sich in terroris-
tischen Organisationen zu engagieren, als ausreichend 
angesehen wird, und vor allem um Unrecht, bei dem 
häufig – ja, sogar sehr oft – Zivilisten betroffen sind. Das 
ist Unrecht. Das muss unter Freunden, auch den ameri-
kanischen, ganz klar und deutlich gesagt werden. Das ist 
normal.

Deshalb hat die Bundesregierung dieses Thema – und 
hier sind wir wieder bei Ramstein – wiederholt und be-
harrlich und nicht nur, weil im Koalitionsvertrag steht: 
Extralegale Tötungen sind ausgeschlossen, gegenüber 
den US-amerikanischen Behörden auch angesprochen. 

(Dr. Alexander S. Neu [DIE LINKE]: Oh!)

Ende August, verehrte Kolleginnen und Kollegen auch 
von den Linken, wurden die neuen Informationen seitens 
der Amerikaner übermittelt. Sie wurden unmittelbar auch 
an die Obleute weitergegeben, sodass diese informiert 
und umfassend in Kenntnis gesetzt sind. 

Es ist nicht meine Aufgabe als Abgeordneter, aber 
bei ordnungsgemäßer Information weiß man dies: Die 
deutsche Regierung fordert weiterhin die Einhaltung 
deutschen Rechts, unseres Grundgesetzes, in Ramstein 
ein. Die Vereinigten Staaten haben, zumindest bis zum 
heutigen Zeitpunkt, erklärt, dass sie deutsches Recht in 
Deutschland auch anwenden, und das ist für uns Grund-
lage.

(Hans-Christian Ströbele [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Aber das stimmt doch gar nicht! 
Das ist doch unwahr!)

Damit wären wir beim Thema Ramstein. Ich möchte 
aber sagen: Das größte Problem der Logik des US-Droh-
nenprogramms und der sogenannten Targeted Killings ist 
nicht der Ort – Ramstein –, von wo sie gesteuert werden, 
sondern das ist die Tatsache, dass sich das Relais überall 
auf dieser Welt befinden kann. 

(Heike Hänsel [DIE LINKE]: Das ist eine 
Ausrede!)

Ist es heute nicht Ramstein, so ist es übermorgen Tim-
buktu oder irgendein anderer Ort dieser Welt. 

(Zuruf des Abg. Dr. Alexander S. Neu [DIE 
LINKE])

Meine Kolleginnen und Kollegen, legen Sie sich 
nicht auf Ramstein fest. Das Problem ist die räumliche 
und zeitliche Entgrenzung von Kriegen, der permanente 
Selbstverteidigungsfall im Kampf gegen den Terroris-
mus und das Schaffen gefährlicher Präzedenzfälle der 
Kriegsführung für künftige Generationen. 

Deshalb haben wir als SPD-Mitglieder des Unteraus-
schusses Abrüstung bereits im vergangenen Sommer ein 
Positionspapier erarbeitet, das fordert, dass die Praxis der 
extralegalen Tötungen nicht nur beseitigt, sondern durch 
das deutsche Parlament, den obersten Souverän, auch ge-
ächtet wird, damit das Thema in die internationale De-
batte eingespeist wird. Liebe Kolleginnen und Kollegen 
von der Union, ich habe die Bitte, dass Sie sich unserem 
Papier möglichst schnell anschließen, damit wir in die 

entsprechenden Diskussionen auf internationaler Ebene, 
in der Europäischen Union und in den Vereinten Nati-
onen, eintreten können, um extralegale Tötungen auch 
weltweit zu ächten.

(Beifall des Abg. Andrej Hunko [DIE 
LINKE])

Es geht nicht primär um Ramstein und um die Fra-
ge, die wir hier im Hause diskutieren, sondern es geht 
letztendlich um Recht, Anstand und Menschenwürde; 
denn werden Drohnen, gleich welcher Art, gesteuert und 
außerhalb von Kriegsgebieten eingesetzt, bedeutet dies 
nicht nur traumatisierte Opfer und dauernd in Angst le-
bende Menschen, sondern auch einen ständigen Bruch 
unseres Völkerrechts.

Ich glaube, dass Drohnen niemals Kriege befrieden 
und dass sie auch niemals zur Selbstverteidigung im Sin-
ne von Artikel 51 der UN-Charta genutzt werden können 
und dürfen. Das wäre nämlich falsch. Damit würden wir 
nur der Logik der Terroristen folgen.

Deshalb werbe ich dafür, dass wir in diesem Hohen 
Hause als hoher Souverän extralegale Tötungen noch in 
dieser Legislaturperiode gemeinsam ächten und dies in 
den internationalen Prozess einspeisen, womit wir sie an 
der Wurzel  bekämpfen und wir nicht an den Symptomen 
herumdoktern würden. 

Vielen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD – Heike Hänsel [DIE 
LINKE]: Was wollen Sie konkret?)

Vizepräsidentin Dr. h. c. Edelgard Bulmahn: 

Florian Hahn hat als nächster Redner für die CDU/
CSU-Fraktion das Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Florian Hahn (CDU/CSU): 

Liebe Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Schon der Titel Ihrer Aktuellen Stunde – ursprüng-
lich lautete er sogar „Beteiligung am völkerrechts-
widrigen US-Drohnenkrieg“  – zeigt, worauf es Ihnen 
ankommt, nämlich auf das Kochen einer großen, trüben 
Drohnensuppe, in der alles mit allem vermischt wird – 
Hauptsache, am Ende riecht es übel und die USA sind an 
allem schuld. In Ihrer schlichten Weltsicht gilt: Drohne 
plus USA ist gleich böse.

(Heike Hänsel [DIE LINKE]: Sie sind schuld 
und verantwortlich!)

Es geht Ihnen eigentlich nicht um Ramstein oder 
Drohnen, sondern um Antiamerikanismus pur, und es 
geht Ihnen nicht um das Recht – weder um das deutsche 
noch um das Völkerrecht.

(Hans-Christian Ströbele [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Von was reden Sie da?)

Dr. Karl-Heinz Brunner
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Genau dieser Ansatz ist aber fatal. Das Völkerrecht ist ei-
nes der Fundamente der freiheitlichen Weltordnung, ein 
Maßstab, auf den sich alle geeinigt haben.

(Jürgen Trittin [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Eben!)

Es ist Ausdruck der kondensierten Erfahrungen aus Jahr-
hunderten von Krieg und Elend. Mit dem pauschalisier-
ten, instrumentalisierten, ja, schlampigen Gebrauch ent-
werten Sie diese fundamentalen Normen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU  – 
Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Wir hal-
ten fest: Herr Hahn findet Rassismus gut und 
Sexismus gut! Das ist so unterirdisch!)

Wir müssen präzisieren und den Einzelfall genau be-
trachten. Daher darf eben nicht alles, was mit Drohnen zu 
tun hat, in einen Topf geworfen werden. Auf Differenzie-
rung dürfen wir nicht verzichten. Was steht also in Rede? 
Eine angebliche deutsche Beteiligung am US-Drohnen-
krieg. 

Die Bundesregierung und die Vorredner der Koalition 
haben darauf hingewiesen: Die USA haben wiederholt 
bestätigt, dass Drohneneinsätze der von Ihnen beschrie-
benen Art von Ramstein weder gestartet noch gesteuert 
werden.

(Andrej Hunko [DIE LINKE]: Behauptet 
auch niemand!)

Allerdings nutzen die USA bei den Drohneneinsätzen 
von anderen Einsatzorten aus unter anderem auch die 
Relaisstation in Ramstein zum Datentransfer und gege-
benenfalls für bestimmte Planungs-, Überwachungs- und 
Auswertungsaufgaben. Zu Einzelfragen solcher Einsätze 
ist die Bundesregierung mit der US-Regierung im inten-
siven Gespräch. 

Die USA haben zugesichert, dass die Aktivitäten der 
US-Militärbasis in Deutschland in Übereinstimmung mit 
geltendem Recht erfolgen. Bis zur näheren Klärung ver-
trauen wir auf diese Zusicherung.

(Hans-Christian Ströbele [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das ist falsch! Darauf dürfen wir 
nicht vertrauen!)

Gespräche und Vertrauen sind der einzig richtige Weg, 
wie man mit dem engsten Verbündeten umgeht, der uns 
70 Jahre lang geholfen hat, unsere Freiheit zu bewahren.

Die Tatsache, dass die USA die amerikanische Mi-
litärinfrastruktur in Deutschland zum Datentransfer 
für Drohnenoperationen nutzen, ist allein ohnehin kein 
Grund für Kritik. Einsätze unbewaffneter oder bewaffne-
ter Drohnen sind eben nicht per se rechtswidrig. Bei Ein-
sätzen in bewaffneten Konflikten müssen wir vielmehr 
sauber unterscheiden. Wie jede Waffe, zum Beispiel ein 
Schweizer Taschenmesser, kann auch eine bewaffnete 
Drohne rechtswidrig eingesetzt werden: bei Angriffen 
auf unzulässige Ziele, unter Vernachlässigung des Schut-
zes der Zivilbevölkerung oder zur ungerechtfertigten Tö-
tung außerhalb bewaffneter Konflikte.

Sie kann aber auch rechtmäßig angewendet werden: 
im Kriegsgebiet gegen militärische Gegner, ohne unnö-

tiges Leiden zu verursachen oder Zivilisten zu treffen. 
Auch eine Drohne kann differenzierend nur gegen Kom-
battanten eingesetzt werden.

(Hans-Christian Ströbele [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Wie viele Zivilisten sind denn da-
bei umgebracht worden?)

Sie kann das Exzessverbot wesentlich besser beachten 
als andere Waffensysteme. Drohnen haben zudem die 
Möglichkeit, stundenlang über dem Einsatzgebiet zu flie-
gen und mit Kameras die Umstände vor Ort genau zu be-
obachten. Erst wenn klar ist, dass sich nur Militärisches 
im Zielgebiet befindet, kann der Einsatzbefehl gegeben 
werden. Das macht Drohnen gegenüber Kampfflugzeu-
gen oder Artillerie deutlich überlegen. Durch präzisere 
Luftschläge sinkt das Risiko für die Zivilbevölkerung.

Auch die gezielte Tötung bestimmter Personen kann 
in bewaffneten Konflikten rechtmäßig sein. Es bleibt 
also die entscheidende Frage zu klären, welche Art von 
Einsätzen in Rede steht. Drohneneinsätze pauschal zu 
verurteilen, ist absurd. Sie sollten noch einmal die Ent-
wicklung der amerikanischen Drohneneinsätze genau 
betrachten.

(Andrej Hunko [DIE LINKE]: Tun wir doch!)

Ihr Bild entspricht schon lange nicht mehr der Realität. 
Die Zahl der Drohnenangriffe ist in den letzten Jahren 
stark zurückgegangen, ebenso wie die Zahl ziviler Opfer. 
Das zeigen die vorliegenden Daten, und das bestätigen 
auch NGOs.

(Hans-Christian Ströbele [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das Gegenteil ist richtig!)

Die USA haben sich unter Präsident Obama entschie-
den, den Einsatz von Drohnen zunehmend strikteren, am 
Völkerrecht ausgerichteten Regeln zu unterwerfen und 
transparenter zu machen. Die neuen Grundsätze der USA 
für den Drohneneinsatz sind allgemein zugänglich. Sie 
sollten sie noch einmal intensiv lesen.

Wenn es also um die Bereitstellung militärischer In-
frastruktur in Deutschland geht, so sollten wir den USA 
klarmachen: Wir sind dazu bereit, wenn es um völker-
rechtskonforme Einsätze geht. Ich sehe die Bundesregie-
rung hier auf einem guten Weg.

Abschließend möchte ich Ihnen noch sagen: Die Vor-
stellung, man könne dem Terror nur mit einem Stuhlkreis 
und ohne Gewalt begegnen, ist aus meiner Sicht reichlich 
naiv und gefährlich.

(Beifall bei der CDU/CSU  – Hans-Christian 
Ströbele [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Hat 
das jemand gesagt?  – Dr. Alexander S. Neu 
[DIE LINKE]: Das sagt niemand!)

Vizepräsidentin Dr. h. c. Edelgard Bulmahn: 
Roderich Kiesewetter hat jetzt als Redner für die 

CDU/CSU-Fraktion das Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Florian Hahn



Deutscher Bundestag – 18 . Wahlperiode – 209 . Sitzung . Berlin, Donnerstag, den 15 . Dezember 2016 20885

(A) (C)
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Roderich Kiesewetter (CDU/CSU): 
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 

Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Am Ende die-
ser doch sehr ernsthaft geführten Debatte liegen mir drei 
Dinge am Herzen, die es zur weiteren Einordnung des 
Themas anzusprechen gilt. – Es ist erstaunlich, dass Sie 
jetzt verstummen, Sie haben ja recht laut begonnen auf 
der linken Seite.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Wir 
hören Ihnen zu!) 

– Das freut mich, das ist auch notwendig.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Wir 
machen nur Zwischenrufe, wenn es nötig ist!)

Es ist nichts Neues, worüber wir heute sprechen. 

(Andrej Hunko [DIE LINKE]: Für die Bun-
desregierung ist es neu!)

Die Antworten der Bundesregierung, die sie in der Fra-
gestunde vor 14 Tagen gegeben hat, sind auch für das 
Parlament nichts Neues.

(Jürgen Trittin [BÜNDNIS  90/DIE GRÜ-
NEN]: Warum darf der Roth dann heute nicht 
reden? Er hat einen Maulkorb!)

Erster Aspekt. Im August hat die Bundesregierung In-
formationen der Vereinigten Staaten von Amerika erhal-
ten und die Obleute des Auswärtigen Ausschusses unmit-
telbar im September informiert. – Völlig richtig, zeitnah 
und angemessen. Nur: Wieso kam es dazu?

(Andrej Hunko [DIE LINKE]: Weil wir nach-
gefragt haben!)

Das ist dem jahrelangen Engagement der Bundesregie-
rung über mehrere Legislaturperioden hinweg zu verdan-
ken, die auf die Amerikaner eingewirkt hat, Informatio-
nen über diese Thematik weiterzugeben.

Ein zweiter Aspekt ist für mich ganz entscheidend. 
Genau am 1. Juli dieses Jahres hat der US-Präsident eine 
Weisung erlassen, in der er deutlich macht, wie im Droh-
nenkrieg künftig vorzugehen ist. Zugleich hat er einen 
Bericht angefordert, der nun jedes Jahr im Frühjahr die 
Öffentlichkeit, aber auch den amerikanischen Senat und 
den Kongress über die zivilen Opfer des Drohnenkrieges 
bzw. über die entstandenen Kollateralschäden informie-
ren soll.

(Heike Hänsel [DIE LINKE]: Monitoring!)

Die US-Regierung hat diesen Bericht gemeinsam mit 
Nichtregierungsorganisationen entwickelt.

(Jürgen Trittin [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Amerikanische NGOs!)

Ich denke, auch das ist der internationalen Diplomatie 
und dem Wirken der Bundesregierung in einem gewissen 
Maße zu verdanken. Das sollten wir honorieren.

Ein dritter Aspekt. Unsere Bundeskanzlerin hat am 
9. November dieses Jahres unmittelbar nach den Wahlen 
dem neuen, designierten US-Präsidenten nicht nur gra-
tuliert, sondern sehr klar die Wertebasis angesprochen, 

auf der die US- und deutsche Partnerschaft beruht. Diese 
Partnerschaft ist nicht nur für Deutschland, sondern ge-
wiss auch für die USA unverzichtbar. Sie gründet auf den 
Menschenrechten und auf gegenseitiger Wertschätzung.

(Lachen bei Abgeordneten der LINKEN  – 
Dr. Alexander S. Neu [DIE LINKE]: Die Op-
fer freuen sich über diese Aussage!)

Wesentlich ist hierbei, dass die Bundeskanzlerin ge-
nau darauf verwiesen hat, und wir werden auch als Koali-
tion die neue US-Regierung an dem messen, was die alte 
Administration entschieden hat. Deshalb bin ich sehr zu-
versichtlich, dass die USA – weil sie in ihrer Politik des 
Ausgleichs auch weltweite Unterstützung benötigen – in 
Zukunft sehr große Aufmerksamkeit für dieses sensible 
Thema aufbringen werden. 

Lassen Sie mich deshalb abschließend darauf verwei-
sen, dass die USA im Jahr  2007 die Einsatzregeln des 
Drohnenkrieges aufgrund der Ereignisse in Afghanistan 
erheblich verschärft haben. 

(Hans-Christian Ströbele [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Aber es sind immer mehr gewor-
den! Es sind inzwischen zehnmal so viele wie 
am Anfang!)

Sie von der Opposition sollten sich lieber darüber infor-
mieren, statt ständig Ihr Schema zu wiederholen. Das 
wird dadurch nicht besser, lieber Herr Ströbele. 

Da wir heute über unsere Alliierten in Deutschland 
sprechen, möchte ich an dieser Stelle auch sehr klar den 
US-amerikanischen Soldaten und ihren Angehörigen in 
Deutschland Danke sagen, dass sie fern der Heimat einen 
guten und notwendigen Dienst für die Sicherheit leisten, 
der nicht immer einfach ist, auch nicht in Ramstein.

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsidentin Dr. h. c. Edelgard Bulmahn: 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich schließe die Ak-

tuelle Stunde. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 7 auf:

Zweite und dritte Beratung des von den Fraktio-
nen der CDU/CSU und SPD eingebrachten Ent-
wurfs eines Vierten Gesetzes zur Änderung des 
Conterganstiftungsgesetzes

Drucksache 18/10378

Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschus-
ses für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
(13. Ausschuss)

Drucksache 18/10670

Zu diesem Gesetzentwurf liegen ein Änderungsantrag 
der Fraktion Bündnis  90/Die Grünen sowie zwei Ent-
schließungsanträge der Fraktion Die Linke vor. 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind für 
die Aussprache 38 Minuten vorgesehen. – Ich höre dazu 
keinen Widerspruch. Dann ist das so beschlossen.


